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Nadine Ansorg und Kim Schultze
Im Mai 2014 wurde die Staatspräsidentin Malawis, Joyce Banda, abgewählt; die Wahlen 
verliefen friedlich. In ihrer Amtszeit engagierte sie sich für mehr Transparenz und ge-
gen Korruption, war aber auch selbst von Skandalen betroffen. Die Unzufriedenheit in 
der Bevölkerung wuchs, es gab immer wieder massive Proteste. Dennoch kam es nie zu 
einem gewaltsamen Konflikt. 
Analyse 
Subsahara-Afrika ist der Kontinent mit den meisten inner- und nichtstaatlichen Krie-
gen. Gleichwohl gibt es einige Länder, für die dieser allgemeine Trend nicht gilt und 
die trotz ähnlicher politischer, wirtschaftlicher und sozialer Ausgangsbedingungen 
nicht von organisierter Gewalt betroffen sind, die sogenannten „Friedensinseln“. Dabei 
kommt es in diesen Ländern durchaus zu politischen Protesten, doch ein großflächiger 
Ausbruch von Gewalt konnte bislang verhindert werden. 
  In den Friedensinseln Subsahara-Afrikas (Äquatorialguinea, Gabun, Swasiland, 
Benin und Malawi) bestätigen sich die Annahmen der statistischen Friedensfor-
schung: Sowohl demokratische Regime wie Malawi und Benin als auch autokra-
tische Regime wie Äquatorialguinea, Gabun und Swasiland sind tendenziell eher 
friedlich. Staaten im Wandel oder mit politischen Mischformen hingegen sind an-
fälliger für großflächige Gewalt und Krieg.
  Dabei spielt die langfristige Stabilität der Regime eine große Rolle: Sind Regie-
rungen bereits lange an der Macht oder ist ein System über längere Zeit stabil, ist 
der Erhalt von Frieden wahrscheinlicher. Demgegenüber bietet die wirtschaftliche 
Entwicklung der fünf Länder keine ausreichende Erklärung für ihre friedliche Ent-
wicklung: Ein Großteil der Bevölkerung dieser Länder lebt in Armut. 
  Die vorliegende Analyse geht von einem negativen Friedensbegriff aus: Die Frie-
densinseln werden als frei von organisierter, direkter Gewalt, die eine gewisse 
Schwelle von Todesopfern überschreitet, gekennzeichnet. Die Definition eines kon-
solidierten, langfristigen Friedens sollte über einen eingeschränkten Friedensbegriff 
hinausgehen und positive Aspekte, wie die Anerkennung von Minderheitenrechten 
und demokratische Teilhabe, einbeziehen.
Schlagwörter:  Afrika, Äquatorialguinea, Benin, Gabun, Malawi, Swasiland, Frieden, 
Voraussetzungen für Frieden, Friedensforschung
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Frieden inmitten von Kriegsregionen?
In den Medien weltweit wird Afrika als Kontinent 
des Krieges, der Flucht vor Gewalt und der Ar-
mut dargestellt. Afrikanischen Regierungen wird 
nachgesagt, dass ihnen die institutionellen Kapa-
zitäten zur Bewältigung von politischen, sozia-
len und wirtschaftlichen Krisen fehlen. So konsta-
tiert die Konfliktdatenbank der Universität Upp-
sala (UCDP)1, dass der afrikanische Kontinent in 
den letzten Jahrzehnten weltweit die meisten be-
waffneten Konflikte verzeichnete (Themnér und 
Wallensteen 2013). Besonders mit Blick auf Afrika 
stellt sich daher die Frage, wie Frieden geschaffen 
und Gewalt eingedämmt werden kann. 
Zieht man die UCDP-Datenbank zu Rate, mit 
der ein Großteil der statistischen Friedens- und 
Konfliktforschung arbeitet, so gibt es einige Über-
raschungen in Bezug auf die Länder, die nicht von 
Gewalt betroffen sind und somit als „Friedensin-
seln“ in Kriegsregionen definiert werden (siehe 
Abbildung 1): So haben die fünf Länder Äquato-
rialguinea, Gabun, Swasiland, Benin und Malawi 
seit 1975 keine organisierte Gewalt in Form von in-
nerstaatlichen und nichtstaatlichen Konflikten so-
wie einseitiger Gewalt zu verzeichnen. Demgegen-
über sind vermeintlich friedliche Länder wie Bots-
wana (1990) und Tansania (2001) in der Konflikt-
datenbank als von Gewalt betroffen aufgeführt. 
Die statistische Friedensforschung definiert den 
Zustand des Friedens also nur negativ, als Abwe-
senheit von gewaltsamen Auseinandersetzungen.
Der Begriff der Friedensinseln ist relativ neu 
(Ansorg 2014), doch es gibt besonders in der sta-
tistischen Friedensforschung einige Analysen, die 
sich mit den Ursachen von (negativem) Frieden in 
diesen Ländern auseinandersetzen und folgende 
Annahmen beinhalten: 
• Demokratische und autokratische Systeme sind 
tendenziell eher friedlich, 
• wirtschaftliche Entwicklung trägt zum Erhalt 
von Frieden bei, 
• die Inklusion von Minderheiten kann Frieden 
sichern und 
• Frieden kann in kleinen Ländern leichter auf-
rechterhalten werden, da die Regierungsfüh-
rung überschaubarer ist. 
1 Uppsala Conflict Data Program (UCDP), online unter <www.pcr.uu. 
se/research/ucdp/>.
Im Folgenden sollen die Erkenntnisse der statisti-
schen Friedensforschung auf die genannten fünf 
Länder bezogen und kritisch hinterfragt werden. 
Politisches System als Ursache von Frieden?
Das politische System eines Landes wird in der 
Friedensforschung als maßgeblich für Krieg oder 
Frieden angesehen (Hegre 2014; Hegre et al. 2001; 
Raleigh 2007). Das Auftreten von Konflikten und 
Kriegen gilt innerhalb demokratischer Staaten als 
weniger wahrscheinlich als in anderen politischen 
Systemen. Dies wird mit der demokratischen Ent-
scheidungsfindung begründet: Partizipative Ent-
scheidungswege und Vetorechte der Oppositi-
on sowie die politische Einbindung von Minder-
heiten erschwerten den Beginn eines Krieges. 
Auch autoritären Regimen wird eine tendenziell 
geringere Konfliktanfälligkeit zugesprochen. Die 
Friedensforschung erklärt dies damit, dass die 
Aussichten auf eine erfolgreiche Rebellion in die-
sen Staaten aufgrund der Unterdrückung der Be-
völkerung geringer sind. Tatsächlich treten inner-
staatliche Konflikte in politisch stabilen Regimen 
weniger häufig auf (Hegre et al. 2001). 
Nach ihrer politischen Struktur lassen sich die 
als Friedensinseln bezeichneten Staaten in zwei 
Gruppen einteilen: Malawi und Benin sind eher 
demokratische Staaten. Äquatorialguinea, Ga-
bun und Swasiland werden als „nicht frei“ ein-
gestuft (Freedom House 2012; Marshall und Jag-
gers 2002), das heißt beispielsweise, dass es keine 
freie Presse gibt und politische Parteien nur einge-
schränkt agieren können. 
Malawi ist seit 1994 ein Mehrparteienstaat, in 
dem regelmäßig weitestgehend freie Wahlen statt-
gefunden haben. Präsident Bingu wa Mutharika, 
der von 2004 bis 2012 regierte, hatte zwar Verfas-
sungsrechte wie das Versammlungsrecht zuneh-
mend ausgehöhlt, doch mit seinem Tod und der 
Machtübernahme von Joyce Banda im Jahr 2012 
kam es erneut zu größerer Transparenz und einer 
Stärkung der Menschenrechte. Auch Benin gilt als 
freier und demokratischer Staat. Seit dem fried-
lichen Wandel von einem sozialistischen zu einem 
demokratischen System zu Beginn der 1990er Jah-
re finden regelmäßig Wahlen statt. 
Demgegenüber werden Äquatorialguinea und 
Gabun von autoritären Eliten regiert, die nur ei-
ne sehr geringe Beteiligung der Bevölkerung zu-
lassen. Dennoch gelten die politischen Systeme 
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dieser Staaten als weitgehend stabil. So waren in 
Gabun seit der Unabhängigkeitserklärung im Jahr 
1960 und trotz der (formalen) Einführung eines 
Mehrparteienstaates lediglich zwei Präsidenten an 
der Macht. Der Präsident Ali-Ben Bongo Ondim-
ba hat weitreichende Befugnisse, wie die Ernen-
nung von Richtern und die Auflösung des Parla-
ments (Freedom House 2012). Anhänger opposi-
tioneller Parteien werden diskriminiert. In Äqua-
torialguinea regiert seit 1979 Präsident Obiang 
Nguema. In mehr als drei Jahrzehnten Herrschaft 
hat Obiang oppositionelle Kräfte massiv unterdrü-
ckt. Kritik am Regime kann kaum geübt werden. 
Zwar ist Äquatorialguinea formal eine Mehrpar-
teiendemokratie, doch Wahlen werden nur zum 
Schein durchgeführt.
Swasiland ist eine absolute Monarchie. König 
Mswati III. ist die zentrale politische Figur des 
Landes. Er regiert Swasiland seit 1986. Der König 
übt absolute Macht über das Kabinett, das Parla-
ment sowie die Judikative aus. Das Land ist zu-
dem nach dem sogenannten Tinkhundla-System 
organisiert, in dem lokale Gemeindeoberhäupter 
die Mitglieder des nationalen Parlaments wählen 
(Freedom House 2012). Die lokalen Chiefs sind je-
doch unmittelbar dem König unterstellt und er ist 
ihnen gegenüber weisungsbefugt. Politische Par-
teien sind verboten.
Alle fünf subsaharischen Länder sind bereits 
über einen langen Zeitraum stabil. Sowohl die 
beiden demokratischen als auch die drei autori-
tären Staaten blicken auf eine lange Konsolidie-
rung ihrer politischen Systeme zurück. Der Wan-
del hin zu Demokratie in Benin und Malawi zu Be-
ginn der 1990er Jahre vollzog sich friedlich und 
ohne gewaltsame Ausschreitungen. Seither ist die 
Möglichkeit des friedlichen Regierungswechsels 
durch regelmäßige Wahlen gegeben. In Äquato-
rialguinea, Gabun und Swasiland erklärt sich die 
langfris tige Stabilität durch die autoritäre Herr-
schaft, die in allen drei Staaten bereits seit mehr als 
dreißig Jahren anhält. Oppositionelle Kräfte wer-
den nur so lange geduldet, wie sie die Machtstruk-
turen nicht in Frage stellen. 
Hier zeigt sich ein grundlegendes Problem des 
Friedensbegriffs der quantitativen Friedensfor-
schung: Zwar sind die untersuchten Staaten frei 
von organisierter, direkter und physischer Ge-
walt. Gleichzeitig sind sie jedoch weit davon ent-
fernt, Demokratie und Menschenrechte zu garan-
tieren und ihren Bürgern gleiche Teilhaberechte 
einzuräumen. 
Sozioökonomische Entwicklung
Die Friedensforschung sieht nicht nur politische, 
sondern auch wirtschaftliche Stabilität als maßgeb-
lich für die Konsolidierung von Frieden an: Wirt-
schaftlicher Erfolg führe zu höheren Steuerein-
nahmen und trage somit zur besseren Handlungs-
fähigkeit einer Regierung bei (Fearon und Laitin 
2003), die Regierung könne Polizei und Militär 
besser ausstatten und es gebe mehr wirtschaftliche 
Beteiligungsmöglichkeiten für die Menschen eines 
Landes. Armut und wirtschaftliche Schwäche hin-
gegen führten zu Missständen und Ungleichheit 
in einer Gesellschaft. Zudem seien wirtschaftlich 
schwache Regime nicht in der Lage, ein erhöhtes 
Spannungspotenzial in geregelte Bahnen zu len-
ken, und hätten Schwierigkeiten, den Ausbruch 
von Rebellionen zu verhindern (Sambanis 2004).
Die fünf gewaltfreien Staaten Subsahara-Afri-
kas bieten eine große Bandbreite an wirtschaft-
licher Entwicklung: Während Äquatorialguinea 
zu den Ländern mit einem hohen Pro-Kopf-Ein-
kommen zählt, sind Gabun und Swasiland Mittel-
einkommensländer. Malawi und Benin hingegen 
verzeichnen ein sehr geringes Pro-Kopf-Einkom-
men und zählen zu den ärmsten Ländern der Welt.
Äquatorialguinea verfügt über enorme Ölreser-
ven, die dem Land hohes wirtschaftliches Wachs-
Abbildung 1: Friedensinseln in Subsahara-Afrika 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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tum bescheren. Gleichwohl kommt dieser Reich-
tum dem Volk nicht zugute: Mehr als 70 Prozent 
der Bevölkerung lebten im Jahr 2006 unter der na-
tionalen Armutsgrenze, nur 42 Prozent der länd-
lichen Bevölkerung hatten Zugang zu sauberem 
Trinkwasser (World Bank 2013). Auf der Rangliste 
des Human Development Index (HDI) der Verein-
ten Nationen steht Äquatorialguinea im Jahr 2013 
auf Platz 136 von 187 Ländern (UNDP 2013). 
Auch Gabun, das ebenfalls durch seine Ölvor-
kommen zu relativem Wohlstand kam, ist in wei-
ten Teilen von Armut und Ungleichheit geprägt. 
So lebten auch in Gabun im Jahr 2005 noch im-
mer 32,5 Prozent der Bevölkerung unterhalb der 
Armutsgrenze; sauberes Trinkwasser stand nur 
für 63 Prozent der ländlichen Bevölkerung zur 
Verfügung (World Bank 2013). Die im Vergleich 
zu Äquatorialguinea leicht bessere Infrastruktur 
spiegelt sich auch im HDI-Ranking wider, wo Ga-
bun im Jahr 2013 auf Platz 106 von 187 Ländern 
lag (UNDP 2013).  
Zwar tragen die Ölvorkommen bei steigenden 
globalen Ölpreisen in beiden Ländern durchaus zu 
kurzfristigen wirtschaftlichen Erfolgen bei. Gleich-
zeitig profitiert jedoch hauptsächlich die poli-
tische Elite von den Einnahmen, während die Be-
völkerung weiterhin unter schwierigen sozioöko-
nomischen Bedingungen lebt (Basedau und Kap-
pel 2011).
Swasiland zählt laut Weltbank zu den Ländern 
mit niedrigem mittlerem Einkommen (World Bank 
2013). Es verfügt zwar nicht über Erdölvorkom-
men wie Gabun und Äquatorialguinea, exportiert 
aber Kohle und Diamanten. Trotz dieser Ressour-
cen weist Swasiland Entwicklungsmängel auf: So 
belegte es im Jahr 2013 auf der HDI-Liste lediglich 
Platz 141. Die Gewinne aus dem Rohstoffexport 
kommen nur der staatlichen Elite zugute, wäh-
rend der Großteil der Menschen unterhalb der na-
tionalen Armutsgrenze lebt.
Benin und Malawi zählen zu den am wenigsten 
entwickelten Ländern der Welt (World Bank 2013). 
Beide Länder rangierten im Jahr 2013 im untersten 
Viertel der HDI-Liste, mit Benin auf Platz 166 
und Malawi auf Platz 170 von 187. In Benin führt 
die Armut in weiten Teilen des Landes zu sozia-
ler Marginalisierung und Benachteiligung. Bis zu 
drei Viertel der Bevölkerung leben von weniger als 
zwei US-Dollar am Tag. Auch Malawi ist von weit-
gehender Armut gekennzeichnet. Zwar gab es in 
den letzten Jahren einige Verbesserungen beson-
ders im Bereich der Kinder- und Müttersterblich-
keit und der medizinischen Versorgung der länd-
lichen Bevölkerung. Gleichzeitig lebt aber immer 
noch die Hälfte der Bevölkerung unterhalb der Ar-
mutsgrenze. Die ländliche Bevölkerung lebt von 
Subsistenzwirtschaft und schafft es nicht, dem 
Kreislauf der Armut zu entkommen.
In allen fünf untersuchten Ländern wird die 
Begrenztheit eines negativen Friedensbegriffs 
deutlich: So sind diese Länder zwar gewaltfrei 
und somit im negativen Sinne friedlich. Doch 
herrscht gleichzeitig massive wirtschaftliche und 
soziale Ungleichheit. Ein Großteil der Bevölke-
rung aller fünf Länder ist von absoluter Armut be-
troffen und hat keine Möglichkeit, sich langfristig 
aus dieser Situation zu befreien.
Ethnische Struktur der Friedensinseln
Ein weiterer Faktor zur Erklärung für die Bestän-
digkeit von Frieden ist die Inklusion unterschied-
licher ethnischer Gruppen und deren politische, 
wirtschaftliche und soziale Teilhabe. Ethnische 
und religiöse Diversität gelten nicht als direkte Ur-
sache gewaltsamer Konflikte (Blimes 2006). Wohl 
aber wird angenommen, dass staatliche Diskrimi-
nierung von Minderheiten und die damit verbun-
denen fehlenden Teilhabemöglichkeiten das Kon-
fliktrisiko erhöhen. Die Bevorzugung einer und 
die Benachteiligung anderer Gruppen führe zu 
einem gesteigerten Wettbewerb um knappe poli-
tische und wirtschaftliche Ressourcen innerhalb 
eines Landes (Cederman et al. 2010). Dieser Wett-
bewerb könne zum Ausbruch politischer Gewalt 
zwischen Regierung und Opposition beitragen. 
Mit Ausnahme Swasilands sind alle fünf Frie-
densinseln Subahara-Afrikas von ethnischer Viel-
falt geprägt. In den einzelnen Ländern gibt es je-
doch unterschiedliche Strategien, dieser Vielfalt 
gerecht zu werden. Die fünf Friedensinseln lassen 
sich auch hier in zwei Gruppen unterteilen. Auf 
der einen Seite stehen die eher demokratischen 
Staaten, in denen alle ethnischen Gruppen ein 
Recht auf politische, wirtschaftliche und soziale 
Teilhabe haben. Auf der anderen Seite sind in den 
autoritären Regimen einzelne ethnische Grup-
pierungen an der Macht, wodurch jeweils ande-
re Gruppen von politischer, wirtschaftlicher und 
sozialer Teilhabe ausgeschlossen sind.
In Malawi gibt es drei regionale Parteien, die 
den Süden (die regierende United Democratic 
Front), das Zentrum (die oppositionelle Malawi 
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Congress Party) und den Norden (Alliance for De-
mocracy) repräsentieren und die zum Teil ethnisch 
geprägt sind. Diese regionale Teilung wurde un-
ter Präsident Hastings Banda bis 1994 verstärkt. So 
wurde die Region Chewa im Zentrum des Landes 
systematisch bevorzugt und Regionalismus und 
Stammeszugehörigkeit bestimmten den Ausgang 
von Wahlen (Osei-Hwedie 1998). Mit der Einfüh-
rung einer Mehrparteiendemokratie im Jahr 1994 
und der Abwahl Bandas wurde der Wettbewerb 
um staatliche Kontrolle in demokratische Bahnen 
gelenkt (Marshall und Jaggers 2002).
Auch Benin war ehemals geprägt von einer eth-
nisch-regionalen Aufteilung zwischen dem Nor-
den und dem Süden des Landes. In den ersten Jah-
ren nach der Unabhängigkeit kam es immer wieder 
zu ethnisch motivierten Konflikten und Putschver-
suchen. Mit dem Militärputsch von Mathieu Kéré-
kou im Jahr 1972 wurden ethnische Konflikte je-
doch in den Hintergrund gedrängt: Kérékou pro-
pagierte die Einführung eines sozialistischen Ein-
parteienstaates mit einer Politik des Ausgleichs 
und der Machtteilung zwischen ethnischen Grup-
pen (Dickovick 2008). Dies ebnete den Weg für ei-
ne pragmatische und institutionalisierte Oppositi-
on, die sich nicht allein entlang ethnischer Linien 
zusammensetzte. Mit der Öffnung Benins hin zu 
einem Mehrparteiensystem zu Beginn der 1990er 
Jahre wurde auch die politische Teilhabe der eth-
nisch-regionalen Gruppen gesichert.
In Äquatorialguinea bestehen ethnische Span-
nungen zwischen den ärmeren Fang in Mbini, 
die drei Viertel der Bevölkerung stellen, und der 
wohlhabenderen Inselbevölkerung, den Bubi auf 
der Insel Bioko. Seit den Öl- und Gasfunden nahe 
der Insel sind die separatistischen Forderungen 
der indigenen Bubi lauter geworden. Dennoch ist 
die Politik so gut wie frei von diesen hauptsäch-
lich geographisch geprägten Spannungen. Seit der 
Unabhängigkeit vor fast einem halben Jahrhun-
dert hat nur eine einzige Familie, die zur Fang-
Mehrheit gehört, aber durch Klanlinien von ihr 
abgehoben ist, das Land regiert: die Mongoma. 
Auch Präsident  Obiang Nguema ist Mitglied die-
ser Familie (Cusack 1999). Jeglicher Unmut eth-
nischer Gruppen wird durch ein System von po-
litischem Druck und Patronage eingeschüchtert. 
Auch im Nachbarland Gabun gibt es eine eth-
nisch-regionale Spaltung zwischen der Partei des 
Präsidenten Ondimba, der Parti Démocratique Ga-
bonais (PDG), die den Bateke im Süden des Lan-
des verpflichtet ist, und dem Rassemblement Na-
tional des Bûcherons, das die Fang aus dem Nor-
den sowie die Myene aus der Küstenregion Ga-
buns vertritt. Die Regierung fördert die ethnische 
Balance im öffentlichen Sektor, indem sie wich-
tige Positionen mit Einzelpersonen aus jeder der 
Hauptgruppierungen besetzt. Die Sicherheitskräf-
te werden jedoch weiterhin von den Bateke domi-
niert. Mit dieser Form der Einbindung der lokalen 
Eliten schafft es Ondimba, die Gruppen ruhigzu-
stellen, von denen er anderenfalls starken Wider-
stand erwarten könnte.
Swasiland gilt demgegenüber als Sonderfall, da 
es ethnisch weitgehend homogen ist. König Mswa-
ti III. herrscht über eine einzige ethnische Gruppe, 
die sich in verschiedene Stämme unter teilt. Ethni-
zität oder die Exklusion ethnischer Grup pen wird 
daher für das Konfliktrisiko in Swasiland als nicht 
bedeutend angesehen.
Politisierte Ethnizität spielt in vier der fünf Frie-
densinseln Subsahara-Afrikas eine Rolle. Dabei gibt 
es unterschiedliche Strategien, damit umzugehen: 
Malawi, Benin und Gabun setzen auf eine Steue-
rung des ethnischen Konfliktpotenzials. In Malawi 
und Benin werden alle Ethnien durch regelmäßige 
demokratische Wahlen ins politische System einge-
bunden. In Gabun erhalten ethnische Eliten poli-
tische Schlüsselpositionen und sind somit maßgeb-
lich an wichtigen Entscheidungsfindungen beteili-
gt, auch wenn sie in anderen Bereichen eher nicht 
eingebunden sind. In Äquatorialguinea kommt 
es zu einer Unterdrückung ethnischer Gruppen 
durch die herrschende Elite. Hier wird erneut die 
Problematik eines negativen Friedensbegriffs deut-
lich: Zwar bleiben die Länder durch diese Strate-
gien gewaltfrei, doch von einer tatsächlichen Ein-
bindung und Gleichberechtigung der ethnischen 
Gruppen kann hier nicht die Rede sein. 
Die Größe der Friedensinseln
Ein letzter möglicher Erklärungsfaktor für die Dau-
erhaftigkeit von Frieden ist die Größe eines Lan-
des. Die Friedensforschung argumentiert, dass die 
Größe eines Landes – die geographische Ausdeh-
nung und die Bevölkerungszahl – Auswirkungen 
auf soziale Interaktionen innerhalb der Gesell-
schaft und somit auf die Konsolidierung von Frie-
den haben kann (Collier und Hoeffler 2000; Fearon 
und Laitin 2003): Die Distanz zwischen den Eli-
ten und der Bevölkerung sei in kleinen Ländern 
oft nur gering, mögliche Konflikte könnten daher 
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durch die Kommunikation und Interaktion in so-
zialen Netzwerken schneller aufgegriffen werden. 
Andererseits könnten autoritäre Regierungen 
kleiner Staaten ihre Bevölkerung aber auch besser 
kontrollieren und unter Druck setzen. 
Im Vergleich zu flächenmäßig kleinen Staa-
ten gelten insbesondere bevölkerungsreiche Staa-
ten wie Sudan, Nigeria oder die Demokratische 
Republik Kongo als eher konfliktanfällig. Sie 
seien schwerer zu regieren, da die Kontrolle des 
Staates oft nicht bis in die Peripherie reiche. Zu-
dem bringe eine große Bevölkerungszahl auch ein 
höheres Konfliktpotenzial mit sich: Es gebe mehr 
Gruppen, die sich um die Macht im Staat oder die 
knappen Ressourcen streiten. 
Welche Rolle spielt Größe für die fünf Frie-
densinseln? Wie in Abbildung 1 deutlich wird, 
sind alle fünf afrikanischen Friedensinseln kleine 
Staaten mit einer geringen Fläche und relativ we-
nigen Einwohnern: Malawi ist mit seinen 16 Milli-
onen Einwohnern noch das bevölkerungsreichste 
Land. Es folgen Benin mit 9,4, Gabun mit 1,6 und 
Swasiland mit 1,2 Millionen Einwohnern. Äquato-
rialguinea, das etwa so groß ist wie Swasiland, hat 
sogar nur 740.000 Einwohner.
Die geringe Größe dieser Länder spricht zu-
nächst für die These der Friedfertigkeit von „klei-
nen“ Staaten: Sie sind leichter zu regieren und die 
Verbindung zwischen Eliten und Bevölkerung ist 
stärker. Gegen die These spricht allerdings die 
Tatsache, dass ebenfalls flächenmäßig kleine Staa-
ten wie Ruanda, Burundi, Liberia oder Sierra Le-
one zu den Konfliktländern zählen. Von daher ist 
die Größe eines Landes als Erklärungsfaktor für 
die Beständigkeit von Frieden zu relativieren.
Frieden in Subsahara-Afrika 
Die Untersuchung der afrikanischen Friedensin-
seln zeigt, dass negativer – durch die Abwesen-
heit direkter physischer Gewalt bestimmter – Frie-
den in den fünf Ländern Benin, Malawi, Äquato-
rialguinea, Gabun und Swasiland nicht durch ei-
nen einzigen Faktor erklärt werden kann. Statt-
dessen lassen sich bei der Bestimmung der Ursa-
chen langfristiger Gewaltlosigkeit verschiedene 
Faktoren bündeln, die sich gegenseitig bedingen. 
Malawi und Benin sind relativ stabile Mehr-
parteiendemokratien, in denen es regelmäßig zu 
Wahlen kommt. Ein friedlicher Regierungswech-
sel ist dort möglich. Zudem sind auch kleine eth-
nische Gruppen in beiden Ländern in politischen 
Ämtern repräsentiert und nehmen am politischen 
Wettbewerb teil. Es kommt zwar immer wieder zu 
politischen Protesten, doch diese finden im Rah-
men demokratischer Institutionen statt und blei-
ben weitestgehend friedlich. Auch in Gabun ha-
ben Eliten verschiedener Ethnien Zugang zu öf-
fentlichen Ämtern und sind damit in wichtige po-
litische Entscheidungen eingebunden. In Äquato-
rialguinea hingegen liegt die Macht allein in der 
Hand der Familie Mongoma. 
Gabun, Äquatorialguinea und Swasiland wer-
den autoritär regiert. Machtwechsel durch Wahl-
en haben bislang nicht stattgefunden. Gleichwohl 
kam es im Untersuchungszeitraum seit 1975 nicht 
zum Ausbruch eines gewaltsamen Konflikts. Die 
Stabilität der drei Länder resultiert aus der auto-
ritären Herrschaft einer kleinen Elite, die opposi-
tionelle Stimmen unterdrückt oder nur sehr spär-
lich zulässt. 
Der Frieden der fünf afrikanischen Friedensin-
seln wird negativ definiert. Es zählt hier nur die 
Abwesenheit von direkter, physischer und orga-
nisierter Gewalt, die eine bestimmte Schwelle von 
Todesopfern überschreitet.2 Frieden als normati-
ver Idealzustand einer Gesellschaft geht jedoch 
über einen solch engen Friedensbegriff hinaus: 
Neben der Abwesenheit von direkter Gewalt sollte 
 eine als friedlich bezeichnete Gesellschaft generell 
auch positive Werte, wie demokratische Teilhabe, 
die Inklusion von Minderheiten und gleiche Betei-
ligungschancen für alle Individuen, umsetzen.
Der gesellschaftliche Zustand in den fünf als 
Friedensinseln bezeichneten Ländern Subsahara-
Afrikas birgt einiges Konfliktpotenzial, sei es auf-
grund der Unterdrückung politischer Gegner, so-
zialer und wirtschaftlicher Ungleichheit oder der 
Unterdrückung oder Benachteiligung von eth-
nischen Gruppen – von der Konsolidierung eines 
positiven Friedens sind die betrachteten Länder 
bislang noch weit entfernt.
Daher muss Friedensförderung in diesen Län-
dern – wie auch in den Konfliktstaaten Subsahara-
Afrikas – auf eine Verbesserung der Lebenssitua-
tion der Menschen zielen. Dazu gehört insbeson-
dere die Einführung demokratischer Institutionen 
wie Wahlen und Parteien in Swasiland und Ga-
bun, die Inklusion von Minderheiten in Äquatori-
alguinea und die Herstellung gleicher sozialer und 
2 In der UCDP-Konfliktdatenbank liegt der Grenzwert bei 25 
Todesopfern pro Jahr durch organisierte Gewalt von Re-
bellengruppen und/oder vonseiten des Staates.
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wirtschaftlicher Chancen für Menschen in Malawi 
und Benin.
Zudem muss besonders auch die statistische 
Friedensforschung gängige Konzepte von Frie-
den hinterfragen. Negativer Frieden ist zwar stati-
stisch einfacher zu messen und zu quantifizieren. 
Doch wie an den vermeintlich friedlichen Län-
dern Subsahara-Afrikas deutlich wird, geht ein 
so definierter Frieden nicht über die Abwesenheit 
von Gewalt hinaus. Damit werden Aspekte ver-
nachlässigt, die zu einer erhöhten Konfliktanfäl-
ligkeit der Länder beitragen. 
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